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Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. November 1957 

6 — 65304 — 3418/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Bundesregierung hat auf Grund des § 1 Abs. 1 des 
Sechsten Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung 
des Gemeinsamen Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl) vom 24. November 1955 (BGBl. I S. 728) die 

Vierzehnte Verordnung über Zolltarifände- 
rungen zur Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl 

vom 8. August 1957 erlassen. Die Verordnung ist am 14. August 
1957 im Bundesgesetzblatt I Seite 1124 verkündet Vv^orden und 
mit Wirkung vom 15. August 1957 in Kraft getreten. 

Anbei übersende ich gemäß § 1 Abs. 2 des vorbezeichneten 
Gesetzes einen auf der Ermächtigung dieses Gesetzes beru- 
henden Verordnungsentwurf nebst Begründung mit der Bitte 
um verfahrensmäßige Behandlung nach § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (BGBl. I S. 527). 

Auf mein Schreiben vom 16. August 1957, mit dem ich bereits 
in der vergangenen Legislaturperiode den beiliegenden Ent- 
wurf übersandt hatte, nehme ich Bezug. Ebenfalls am 
16. August hatte ich den Entwurf dem Herrn Präsidenten des 
Bundesrates zugestellt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf einer Vierzehnten Verordnung 

über Zolltarifänderungen zur Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäisdien Gemeinsdiaft 
für Kohle und Stahl 


Auf Grund des § 1 Abs. 1 des Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung des Ge- 
meinsamen Marktes der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl) vom 24. November 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 728) verordnet die Bundesregierung, 
nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben worden ist, mit Zustimmung des 
Bundestages: 


§ 1 

Der Zolltarif (Bundesgesetzbl. 1951 I S. 527) in 
der zur Zeit geltenden Fassung wird wie folgt ge- 
ändert; 


1. In der Allgemeinen Anmerkung 6 zu Kapitel 73 (Eisen und Stahl) erhält der Buchstabe a 
folgende Fassung; 

a) für Elektrobleche der Nr. 73 13 Abs. A-2 (erster Unterabsatz) und der Nr. 73 15 Abs. B-6 - a-2 für 
das zweite Halbjahr 1957 für eine Gesamtmenge von 1500 t. Die aus dem Zollkontingent für Elektro- 
bleche mit einem Ummagnetisierungsverlust von mehr als 0,75 Watt, jedoch nicht mehr als 2,3 Watt 
je kg, unabhängig von ihrer Stärke, im ersten Halbjahr 1957 nicht ausgenutzte Menge kann für 
Elektrobleche mit einem Ummagnetisierungsverlust von mehr als 0,75 Watt, jedoch nicht mehr als 
0,91 Watt je kg, unabhängig von ihrer Stärke, in Rollen, im zweiten Halbjahr 1957 zusätzlich aus- 
genutzt werden. 

2. In der Tarifnr. 73 08 (Sturze für Bleche usw.) ist im Absatz A-1 (nicht plattiert, mit einer 
Breite von weniger als 1,5 m) in der Zollsatzspalte „für andere Waren" der Zollsatz „3" zu 
ändern in „frei". 


3. In der Tarifnr, 73 13 (Bleche aus Eisen oder Stahl) erhält im Absatz A-2 der erste Unterabsatz 
(mit einem Ummagnetisierungsverlust usw.) folgende Fassung: 


mit einem Ummagnetisierungsverlust von mehr als 0,75 Watt, jedoch nicht 
mehr als 0,91 Watt je kg, unabhängig von ihrer Stärke, in Rollen, im 
Rahmen des Zollkontingents 
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4. In der Tarifnr. 73 15 (Qualitätskohlenstoff stahl und legierte Stähle) erhält im Absatz B - 6 - a - 2 
der Unterabsatz (mit einem Ummagnetisierungsverlust usw.) folgende Fassung; 


mit einem Ummagnetisierungsverlust von mehr als 0,75 Watt, jedoch nicht 
mehr als 0,91 Watt je kg, unabhängig von ihrer Stärke, in Rollen, im 
Rahmen des Zollkontingents 
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§ 2 

Die in § 1 Nr. 1, 3 und 4 aufgeführten Änderungen 
gelten mit Wirkung vom 1. Juli 1957, die Änderung 
in § 1 Nr, 2 mit Wirkung vom 1. August 1957. 

§ 3 

Die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften erläßt 
der Bundesminister der Finanzen. 

§ 4 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 2 des Sechsten i 
Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung j 


des Gemeinsamen Marktes der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl) vom 24. November 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 728) auch im Land Berlin. 

§ 5 

Diese Verordnung gilt nicht im Saarland. 

§ 6 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Vierzehnte 
Verordnung über Zolltarifänderungen zur Durch- 
führung des Gemeinsamen Marktes der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vom 
! 14. August 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1124) außer 
( Kraft. 
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Begrü 

Zu § 1 Nr. 1, 3 und 4 

Der Koordinierungsausschuß des Ministerrates der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl in 
Luxemburg hat am 14. Juni 1957 beschlossen, für 
die Bundesrepublik Deutschland das Zollkontingent 
für Elektrobleche wegen des durch die technische 
Entwicklung verringerten Einfuhrbedarfs für das 
zweite Halbjahr 1957 wie folgt festzusetzen: 

Elektrobleche mit einem Ummagnetisierungsver- 
lust von mehr als 0,75 Watt, jedoch nicht mehr 
als 0,91 Watt je kg, unabhängig von ihrer Stärke, 
in Rollen, im Rahmen eines Zollkontingents in 
Höhe von 1500 t zum Zollsatz von 4 ®/o des 
Wertes. 

Gleichzeitig wurde der Bundesrepublik vom Ko- 
ordinierungsausschuß zugebilligt, die aus dem Zoll- 
kontingent für Elektrobleche mit einem Ummagneti- 
sierungsverlust von mehr als 0,75 Watt, jedoch 
nicht mehr als 2,3 Watt je kg, unabhängig von ihrer 
Stärke, im ersten Halbjahr 1957 nicht ausgenutzten 
Mengen für Elektrobleche mit einem Ummagnetisie- 
rungsverlust von mehr als 0,75 Watt, jedoch nicht 
mehr als 0,91 Watt je kg, unabhängig von ihrer 


ndung 

Stärke, in Rollen, im zweiten Halbjahr 1957 zu- 
sätzlich auszunutzen. 

Zu § 1 Nr. 2 

Die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und 
Benelux erheben seit Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes am 1. Mai 1953 wegen der Mangellage für 
Sturze für Bleche in Rollen, mit einer Breite von 
weniger als 1,5 m bei der Einfuhr aus dritten Län- 
dern den ermäßigten Zollsatz von 3®/o des Wertes. 

Der Koordinierungsausschuß hat am 14. Juni 1957 
im Hinblick auf die angespannte Versorgungslage 
für Halbzeug beschlossen, vorerst für das zweite 
Halbjahr 1957 den Zoll ganz auszusetzen. Wegen 
verwaltungsmäßiger Schwierigkeiten in den Bene- 
luxstaaten wurde jedoch beschlossen, die Regelung 
erst ab 1. August 1957 in Kraft treten zu lassen. 

Zu § 1 Nr. 1 bis 4 

Der Verordnungsentwurf verwirklicht die ange- 
führten Beschlüsse des Koordinierungsausschusses 
des Ministerrats für die Bundesrepublik Deutsch- 
land. 
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